
VOTUM

2026/4-IX
6. Juli 2026

Anonymisierte Fassung zur Veröffentlichung – in eckige Klammern gesetzte
Informationen sind zum Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen verfremdet.

In dem Votumsverfahren

1. [. . . ]

– Partei zu 1 und Anspruchsteller –

2. [. . . ]

– Partei zu 2 und Anspruchsgegnerin –

erlässt die Kammer IX der Clearingstelle EEG|KWKG1 durch ihre Mitglieder Koch,
Dr. Mutlak und Platow auf der Grundlage der vorgelegten Unterlagen im schriftlichen
Verfahren folgendes Votum:

1. Der Anspruchsteller hat gegen die Anspruchsgegnerin keinen
Anspruch auf Vergütung des in seinen Solaranlagen mit einer in-
stallierten Leistung von insgesamt [30]kWp erzeugten und in das
Netz der Anspruchsgegnerin eingespeisten Stroms im Zeitraum vom
[. . . ] Juli 2023 bis zur Zählersetzung am 17. August 2023.

2. Aufgrund des vollständigen Obsiegens der Anspruchsgegnerin trägt
der Anspruchsteller das Entgelt vollständig.

1Nachfolgend bezeichnet als Clearingstelle.
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Ergänzender Hinweis der Clearingstelle:

Dieses Votum ist gemäß §55 Abs. 1 Satz 3 Nr. 3 EnFG2 bei der Prüfung (Tes-
tierung) nach §55 Abs. 1 Satz 1 und 2 EnFG zu berücksichtigen. Ergeben
sich aus diesemVotumnachträgliche Korrekturen ambundesweiten Aus-
gleich hinsichtlich der abzurechnenden Strommenge oder der Zahlungs-
ansprüche, sind diese Korrekturen gemäß §20 Abs. 1 Nr. 3 EnFG bei der
nächsten Abrechnung nach §19 Abs. 1 EnFG zu berücksichtigen.

1 Tatbestand

Zwischen den Parteien ist streitig, ob der Anspruchsteller gegen die Anspruchsgegnerin1
einen Anspruch auf Vergütung für den in seinen Photovoltaikmodulen erzeugten und in
das Netz der Anspruchsgegnerin eingespeisten Strom im Zeitraum vom [. . . ] Juli 2023 bis
zur Zählersetzung am 17. August 2023 hat.

Der Anspruchsteller betreibt am Standort [. . . ] Photovoltaikmodule mit einer installier-2
ten Leistung von insgesamt [30] kWp (im Folgenden: Solaranlagen).

Die Anspruchsgegnerin ist zuständige Netzbetreiberin und grundzuständige Messstel-3
lenbetreiberin.

Am 16. April 2023 stellte der Anspruchsteller online die „Anfrage für eine Erzeu-4
gungsanlage“ für seine Solaranlagen bei der Anspruchsgegnerin. Unter Punkt 6
„EEG-Veräußerungsform“ machte er in dem von der Anspruchsgegnerin zur Verfügung
gestellten Formular folgende Angaben:

„Angaben zur Veräußerungsform von EEG-Neuanlagen

Erstzuordnung von Neuanlagen in die Einspeisevergütung“.

Die Anspruchsgegnerin übersendete dem Anspruchsteller mit Schreiben vom 26. April5
2023 u. a. Informationen zum Netzverknüpfungs(zeit)punkt.
2Energiefinanzierungsgesetz v. 20.07.2022 (BGBl. I S. 1237, 1272), zuletzt geändert durch Art. 25 des Gesetzes v.
18.12.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 347), abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/enfg.
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Die Solaranlagen wurden am [. . . ] Juli 2023 installiert und in Betrieb genommen. Das In-6
betriebsetzungsprotokoll für Erzeugungsanlagen übermittelte der Anspruchsteller über
das Kundenportal der Anspruchsgegnerin am 24. Juli 2023. Dieses enthält u. a. folgende
Angaben:

„Angaben zur Erzeugungsanlage

Datum der Inbetriebnahme nach EEG/KWKG [. . . ].07.2023

Messkonzept Messkonzept 4: Überschusseinspeisung ohne Erzeugungszäh-
ler“.

Ebenfalls am 24. Juli 2023 übermittelte der Anspruchsteller der Anspruchsgegnerin on-7
line den Auftrag zum Zählerwechsel. In dem Formular vom 24. Juli 2023 gab der An-
spruchsteller u. a. Folgendes an:

„4. Auftragsübersicht

Wunschtermin und Ansprechpartner

unverbindlicher Wunschtermin 04.08.2023

. . .

Erklärung Elektrofachbetrieb zum Zählergeräteauftrag

Inbetriebsetzung der Anschlussnutzeranlage bzw. Änderungsmitteilung
(bspw. Erweiterung der Anschlussnutzeranlage durch eine PV-Anlage)

Auftragsübersicht Wechsel

. . .

Wechselgrund Einbau einer Erzeugungsanlage“.3

Am 17. August 2023 tauschte die Anspruchsgegnerin in ihrer Funktion als grundzustän-8
dige Messstellenbetreiberin den bis dahin vorhandenen, in Bezugsrichtung messenden
Einrichtungszähler mit Rücklaufsperre gegen einen Zweirichtungszähler.

Bei den Solaranlagen war und ist keine registrierende Lastgangmessung mit viertel-9
stündlicher Messwerterfassung verbaut. Die Anspruchsgegnerin konnte daher nicht
selbst feststellen, ab welchem Zeitpunkt Strom eingespeist wurde.

Seit dem 17. August 2023 zahlt die Anspruchsgegnerin dem Anspruchsteller EEG-10
Einspeisevergütung.
3Auslassungen nicht im Original.
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Der Anspruchsteller ist der Ansicht, dass er auch für den Zeitraum ab Inbetriebnahme11
seiner Solaranlagen bis zur Zählersetzung am 17. August 2023 einen Anspruch auf För-
derung nach dem EEG habe. Dazu beruft er sich auf den Schiedsspruch 2021/28-IX4 der
Clearingstelle.

Seiner Auffassung nach habe er die Anspruchsgegnerin über den Zeitpunkt der Einspei-12
sung informiert. Dies sei insbesondere durch die Übermittlung des Auftrags zum Zähler-
wechsel sowie des Inbetriebsetzungsprotokolls – beides am 24. Juli 2023 – erfolgt. Der An-
spruchsgegnerin sei zudem aufgrund der Anmeldung zum Netzanschluss vom 16. April
2023 die geplante Errichtung und Inbetriebnahme der Solaranlage bekannt gewesen.

Zudem habe die Anspruchsgegnerin die verzögerte Zählersetzung zu vertreten. Denn13
bereits am 16. April 2023 habe der Anspruchsgegnerin die Anmeldung der Solaranla-
gen vorgelegen, deren Inbetriebnahme am 17. Juli 2023 erfolgte. Der Anspruchsteller
habe eigeninitiativ am 31. Juli 2023 den Zählerwechsel beantragt, woraufhin der tatsäch-
liche Zählertausch am 17. August 2023 erfolgte. Nach Auffassung des Anspruchstellers
habe die Anspruchsgegnerin trotz frühzeitiger Kenntnis nicht alles ihr Zumutbare un-
ternommen, um rechtzeitig einen geeigneten Zähler bereitzustellen. Es entspreche dem
allgemeinen Rechtsgrundsatz, dass dem Anspruchsteller keine Nachteile aus Umständen
entstehen dürften, die allein im Verantwortungsbereich der Anspruchsgegnerin liegen.
Zudem komme es für den Vergütungsanspruch nach dem EEG auf die Inbetriebnahme
der Solaranlagen und die tatsächliche Einspeisung von Strom an, nicht jedoch auf die
formale Zählersetzung.

Die Anspruchsgegnerin ist der Ansicht, dass der Anspruchsteller vor der Zählersetzung14
am 17. August 2023 keinen Anspruch auf Förderung nach dem EEG habe. Denn die An-
spruchsgegnerin habe vor dem 17. August 2023 keine Kenntnis über die Einspeisung
des Stroms aus den Solaranlagen des Anspruchstellers gehabt. Diese Kenntnis sei jedoch
grundlegende Voraussetzung für einen Vergütungsanspruch nach dem EEG. Dazu beruft
sich die Anspruchsgegnerin ebenfalls auf den Schiedsspruch 2021/28-IX der Clearingstel-
le.5
4Clearingstelle, Schiedsspruch v. 08.02.2022 – 2021/28-IX, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/
schiedsrv/2021/28-IX .

5Clearingstelle, Schiedsspruch v. 08.02.2022 – 2021/28-IX, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/
schiedsrv/2021/28-IX , Rn. 26 ff.
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Insbesondere habe die Anspruchsgegnerin die erforderliche Kenntnis von der Stromein-15
speisung nicht bereits dadurch erlangt, dass ihr am 24. Juli 2023 mitgeteilt wurde, dass
die Anlage am [. . . ] Juli 2023 in Betrieb genommen worden sei. Denn die Mitteilung über
die Inbetriebnahme einer EEG-Anlage lasse für den Netzbetreiber nicht den Schluss zu,
dass diese Anlage bereits (dauerhaft) in sein Netz einspeise. So setze die Inbetriebnah-
me EEG-rechtlich gerade nicht voraus, dass eine Stromeinspeisung erfolge. Auch hier-
zu beruft sich die Anspruchsgegnerin auf den Schiedsspruch 2021/28-IX.6 Eine andere
Bewertung käme allenfalls in Frage, wenn bei der betreffenden EEG-Anlage eine Last-
gangmessung verbaut gewesen wäre, mittels der die Anspruchsgegnerin mit Hilfe der
Messdaten selbstständig hätte feststellen können, dass die Solaranlagen bereits in ihr
Netz einspeisten. Dies war jedoch vorliegend nicht der Fall.

Mit Beschluss vom 19. Juni 2026 hat die Clearingstelle das Verfahren gemäß § 27 Abs. 116
Satz 1 ihrer Verfahrensvorschriften (VerfO)7 nach dem übereinstimmenden Antrag der
Parteien angenommen.

Dem Votumsverfahren liegt folgende Frage zugrunde:17

Hat der Anspruchsteller gegen die Anspruchsgegnerin einen Anspruch auf
Vergütung des in seinen Solaranlagen mit einer installierten Leistung von ins-
gesamt [30] kWp erzeugten und in das Netz der Anspruchsgegnerin eingespeis-
ten Stroms in Höhe von 2 125,791 kWh im Zeitraum vom [. . . ] Juli 2023 bis zur
Zählersetzung am 17. August 2023 ?

2 Verfahren

Die Zuständigkeit der Kammer ergibt sich aus dem zum Zeitpunkt der Einleitung des18
Verfahrens geltenden Geschäftsverteilungsplan der Clearingstelle8, § 33 VerfO. Die Kam-
mer ist gemäß § 26 Abs. 1 i. V. m. § 2 Abs. 5 VerfO besetzt. Das Verfahren wurde schriftlich
durchgeführt, da alle Parteien und die Clearingstelle dem zustimmten, § 28 Abs. 2 VerfO.
6Clearingstelle, Schiedsspruch v. 08.02.2022 – 2021/28-IX, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/
schiedsrv/2021/28-IX , Rn. 47.

7Verfahrensvorschriften der Clearingstelle v. 01.10.2007 in der Fassung v. 08.12.2023, abrufbar unter https://www.
clearingstelle-eeg-kwkg.de/downloads, nachfolgend bezeichnet als VerfO.

8Geschäftsverteilungspläne der Clearingstelle, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/downloads.
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Die Beschlussvorlage hat gemäß §§ 28 Abs. 1, 24 Abs. 5 VerfO das Kammermitglied19
Dr. Mutlak erstellt.

3 Würdigung

Der Anspruchsteller hat gegen die Anspruchsgegnerin keinen Anspruch auf Vergütung20
des in seinen Solaranlagen mit einer installierten Leistung von insgesamt [30] kWp er-
zeugten und in das Netz der Anspruchsgegnerin eingespeisten Stroms im Zeitraum vom
[. . . ] Juli 2023 bis zur Zählersetzung am 17. August 2023. Denn die Kenntnis des Netzbe-
treibers über die Einspeisung von Strom ist, jedenfalls zum Zeitpunkt der jeweiligen Ein-
speisung, für einen EEG-Vergütungsanspruch dem Grunde nach erforderlich (Rn. 22 f.).
Die Anspruchsgegnerin hatte vorliegend jedoch bis zum Zählertausch am 17. August
2023 keine Kenntnis über die bereits erfolgte Einspeisung (Rn. 24 ff.).

Da für den Zeitraum ab Inbetriebnahme i. S. d. EEG am [. . . ] Juli 2023 bis zum Tag vor21
der Zählersetzung (16. August 2023) schon kein EEG-Vergütungsanspruch dem Grunde
nach bestand, kann vorliegend dahinstehen, ob die durch den Anspruchsteller vorge-
nommene Ersatzwertbildung für diesen Zeitraum den einschlägigen gesetzlichen und
technischen Regelungen entspricht.

Einspeisemitteilung als Vergütungsvoraussetzung dem Grunde nach Die Clearingstelle hat bereits22
in ihrem Schiedsspruch 2021/28-IX festgestellt, dass

„das ‚Zurverfügungstellen‘ von Strom gemäß § 21 Abs. 1 EEG 2017 bzw. die
‚Abnahme‘ sowie das ‚Veräußern‘ von Strom gemäß § 11 Abs. 1 EEG 2017
. . . grundsätzlich neben der ‚bloßen‘ Einspeisung von Strom in das Netz für
die allgemeine Versorgung auch die Kenntnis des Netzbetreibers [erfordert],
dass eine Einspeisung erfolgt“.9

9Auslassung und Ergänzung in eckigen Klammern nicht im Original, Clearingstelle, Schiedsspruch v. 08.02.2022 –
2021/28-IX, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/schiedsrv/2021/28-IX , Rn. 26.
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Diese Auslegung zum EEG 201710 lässt sich aufgrund des grundsätzlich unveränderten23
Wortlauts der Regelung in § 21 Abs. 1 EEG 202311 sowie § 11 Abs. 1 EEG 2023 auch auf
das vorliegend aufgrund des Inbetriebnahmedatums am [. . . ] Juli 2023 der Solaranlagen
des Anspruchstellers anzuwendende EEG 2023 übertragen.

Kenntnis der Anspruchsgegnerin über Beginn der Einspeisung Die Anspruchsgegnerin hatte24
vorliegend zur Überzeugung der Kammer bis zum Tag des Zählertauschs am 17. August
2023 keine Kenntnis darüber erlangt, dass bereits Strom aus den verfahrensgegenständ-
lichen Solaranlagen in das Netz für die allgemeine Versorgung eingespeist wurde.

Entgegen der Auffassung des Anspruchstellers erlangte die Anspruchsgegnerin weder25
durch die Übermittlung des Inbetriebsetzungsprotokolls (Rn. 6) noch des erfolgten Auf-
trags zum Zählerwechsel (Rn. 7) am 24. Juli 2023 Kenntnis über den Beginn der Einspei-
sung aus den Solaranlagen in das Netz für die öffentliche Versorgung. Beiden Dokumen-
ten lässt sich lediglich entnehmen, dass die Solaranlagen i. S. d. EEG in Betrieb genommen
wurden bzw. dass der Anspruchsteller den Einbau eines Zweirichtungszählers aufgrund
der vorgenannten Inbetriebnahme seiner Solaranlagen wünschte.

In diesem Sinne hat die Clearingstelle in ihrem Schiedsspruch 2021/28-IX ausgeführt:26

„Die Ausführungen in der E-Mail des [Anlagenbetreibenden] . . . , in der er die
erforderlichen Unterlagen zur bereits stattgefundenen Inbetriebnahme über-
sandte, ließen hingegen nicht den Schluss zu, dass die PV-Installation bereits
(dauerhaft) in das Netz einspeiste. Denn die Inbetriebnahme gemäß § 3 Nr. 30
EEG 2017/EEG 2021 setzt gerade keine Einspeisung voraus und wird vielfach
durch den Errichter bereits vorgenommen, bevor der Netzanschluss herge-
stellt wird bzw. die Anlage dauerhaft betrieben wird.12 Vielmehr wird durch

10Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG) in der v. 14.08.2020 an gelten-
den Fassung, verkündet als Gesetz zur grundlegenden Reform des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und zur Änderung
weiterer Bestimmungen des Energiewirtschaftsrechts v. 21.07.2014 (BGBl. I S. 1066), zuletzt geändert durch Art. 8
des Gesetzes zur Vereinheitlichung des Energieeinsparrechts für Gebäude und zur Änderung weiterer Gesetze v.
08.08.2020 (BGBl. I S. 1728) sowie Art. 6 des Gesetzes zur Reduzierung und zur Beendigung der Kohleverstromung
und zur Änderung weiterer Gesetze (Kohleausstiegsgesetz) v. 08.08.2020 (BGBl. I S. 1818), rückwirkend geändert
durch Art. 1 des Gesetzes zur Änderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und weiterer energierechtlicher Vor-
schriften v. 21.12.2020 (BGBl. I S. 3138), nachfolgend bezeichnet als EEG 2017. Arbeitsausgabe der Clearingstelle
abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/eeg2017/arbeitsausgabe.

11Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG) in der v. 01.01.2023 an
geltenden Fassung, verkündet als Gesetz zur grundlegenden Reform des Erneuerbaren-Energien-Gesetzes und zur
Änderung weiterer Bestimmungen des Energiewirtschaftsrechts v. 21.07.2014 (BGBl. I S. 1066), zuletzt geändert
durch Art. 2 des Gesetzes zu Sofortmaßnahmen für einen beschleunigten Ausbau der erneuerbaren Energien und
weiteren Maßnahmen im Stromsektor v. 20.07.2022 (BGBl. I S. 1237), nachfolgend bezeichnet als EEG 2023.

12Vgl.Clearingstelle, Votum v. 03.12.2014 – 2014/29, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-
kwkg.de/votv/2014/29.
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das Inbetriebnahmedatum die Höhe des Vergütungsanspruchs (Degression)
bestimmt.“13

Auch aufgrund des erfolgten Auftrags zum Zählerwechsel bestand kein Anlass für die27
Anspruchsgegnerin anzunehmen, dass die Solaranlagen bereits Strom in das Netz der
Anspruchsgegnerin einspeisten. Der mit „4. August 2023“ vom Anspruchsteller angege-
bene Wunschtermin für den Zählerwechsel spricht eher gegen eine solche Annahme.
Vielmehr wäre zu vermuten gewesen, dass der Anspruchsteller hier z. B. „sofort“ oder
„schnellstmöglich“ angegeben hätte, um die bereits erfolgende Einspeisung messtech-
nisch korrekt abbilden zu können.

Schließlich hat die Anspruchsgegnerin erst recht nicht aufgrund der Anmeldung zum28
Netzanschluss vom 16. April 2023 Kenntnis über den tatsächlichen Beginn der Einspei-
sung erlangt. Mit der vorgenannten Anmeldung hat die Anspruchsgegnerin lediglich
Kenntnis darüber erlangt, dass der Anspruchsteller die verfahrensgegenständlichen So-
laranlagen plant und für diese den Netzanschluss begehrt. Insbesondere waren die So-
laranlagen zu diesem Zeitpunkt noch nicht in Betrieb genommen worden.

Weitere Unterlagen, die belegen, dass die Anspruchsgegnerin bereits vor dem 17. August29
2023 Kenntnis über eine bereits erfolgte Einspeisung aus den verfahrensgegenständli-
chen Solaranlagen erlangte, wurden nicht vorgelegt.

Kein verzögerter Zählerwechsel Aufgrund des Vortrags der Parteien weist die Kammer er-30
gänzend darauf hin, dass nach ihrer Ansicht ebenfalls keine (Schadens-)Ersatzansprüche
des Anspruchstellers gegen die Anspruchsgegnerin bestehen. Vorliegend fehlt es
schon an einer Pflichtverletzung in Form einer verzögerten Zählersetzung durch die
Anspruchsgegnerin. Die Zählersetzung erfolgte vielmehr innerhalb der gesetzlich
vorgesehen Frist von einem Monat.

Eine gesetzliche Frist zur Zählersetzung für den Messstellenbetreiber ergibt sich aus31
§ 10a EEG 2023 i. V. m. § 3 Abs. 3a MsbG. § 3 Abs. 3a Satz 1 MsbG lautet:

„Der Messstellenbetreiber ist verpflichtet, einer von einem Anschlussnehmer
oder Anschlussnutzer verlangten Änderung oder Ergänzung einer Messein-
richtung im Niederspannungsnetz spätestens innerhalb eines Monats nach
Auftragseingang durch Vornahme aller erforderlichen Arbeiten nachzukom-
men.“

13Clearingstelle, Schiedsspruch v. 08.02.2022 – 2021/28-IX, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/
schiedsrv/2021/28-IX , Rn. 47. Auslassung und Ersetzung in eckigen Klammern nicht im Original.
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Der Anspruchsteller erteilte im vorliegenden Fall der Anspruchsgegnerin den Auftrag32
zur Zählersetzung am 24. Juli 2023 (Rn. 7). Da der Zählerwechsel am 17. August 2023
erfolgte, kam die Anspruchsgegnerin ihrer Pflicht fristgemäß nach.

4 Kostenentscheidung

Gemäß Ziffer 7 des Antrags auf Einleitung des Votumsverfahrens hat die Clearingstelle33
darüber zu entscheiden, zu welchem Anteil die Parteien das Entgelt nach Ziffer 5 des An-
trags auf Einleitung eines Votumsverfahrens endgültig zu tragen haben. Die Kostenent-
scheidung erfolgt nach pflichtgemäßem Ermessen unter Berücksichtigung der Umstän-
de des Einzelfalls, insbesondere des Ausgangs des Verfahrens (§ 13 Abs. 4 VerfO i. V. m.
§§ 91, 92 ZPO analog).

Aufgrund des vollständigen Obsiegens der Anspruchsgegnerin trägt der Anspruchsteller34
das Entgelt vollständig.

Beschluss

Gemäß § 29 Nr. 1 VerfO ist das Verfahren mit dem Votum der Clearingstelle beendet.

Koch Dr. Mutlak Platow
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